Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

sehr geehrte Damen und Herren,

DIE LINKE. hat den Antrag aus gegebenem Anlass eingebracht. Wir wurden mehrfach von Roma angesprochen, die sich hier in Gelsenkirchen diskriminiert fühlten. Daher haben wir in Zusammenarbeit mit ihnen diesen hier von uns vorgelegten Antrag erstellt. Die Tatsache, dass einer solchen Resolution wieder nur eine konkurrierende Resolution entgegengestellt wird, in der das Problem des Antiziganismus am Rande erwähnt wird, wird der besonderen Problematik nicht gerecht und würde auch von den betroffenen Menschen einmal mehr als Zurückweisung aufgenommen. 

Wir fordern in Punkt drei unseres Antrages Schulungen für die Bediensteten der Stadt, um diese in ihren interkulturellen Kompetenzen weiterzubilden. Die Mitarbeiter der Verwaltung bilden einen Querschnitt der Bevölkerung, auch in  ihren politischen Ansichten. Dadurch kann es, so wurde uns berichtet, zu Äußerungen kommen, größtenteils wohl unbewusst, die die Bevölkerungsgruppe der Roma diskriminieren. 

Die Stadtgesellschaft muss ebenso sensibilisiert werden, um dem zunehmenden Rechtsruck entgegenzuwirken. Dies muss eine zentrale Aufgabe der Stadt sein.

Abschließend wünschen wir, durch Hissen der Flagge der Roma am internationalen Tag der Roma ein Zeichen zu setzen, dass Gelsenkirchen keinen Platz bietet für Rassismus und Diskriminierung.

Nun zum Antrag der drei Parteien:

Ich bin ein wenig erstaunt, über den vorgelegten Text zum Thema Antiziganismus. Das Wort taucht tatsächlich auch mal in einer Aufzählung auf. Ansonsten gibt die Vorlage nicht viel her zum Thema.

Es ist eine zu unterstützende Resolution, der Betreff  ist jedoch irreführend, denn Antiziganismus kommt hier nur unter Ferner liefen vor. 

Gerade Roma, und das muss hier immer wieder betont werden, unterliegen in unserer Gesellschaft und in unserem ach so aufgeklärten Europa immer noch besonderen Diskriminierungen. Kinder werden vom Schulbesuch ferngehalten, man versucht Roma- Siedlungen von der Wasserversorgung fernzuhalten. All dies passiert mitten in Europa. Es ist begrüßenswert, dass hier in Gelsenkirchen versucht wird, dem Entgegenzuwirken und auch Schulungen für mehr Sensibilität sind auf den Weg gebracht, aber anscheinend hat dies noch nicht dazu geführt, dass Menschen mit diesem Hintergrund sich hier angenommen fühlen, und dass ihnen verletzende Äußerungen erspart bleiben.

Diese Ressentiments sitzen tief.

Nach dem mörderischen Terroranschlag in Halle, bei dem ein Mensch Schüsse auf eine Synagoge abgegeben hat, um anschließend wahllos in ein Döner Restaurant zu feuern, stellt sich beim Beobachter eine gewisse Fassungslosigkeit ein, über den Grad an Rassismus, der in unserer Gesellschaft wieder möglich ist. Allein die Tatsache, dass seit der Wiedervereinigung annähernd 200 Menschen durch rechtsradikale Gewalttäter getötet worden sind, macht sprachlos. Diese Gewalttaten wurden in den letzten Jahren immer wieder verharmlost, man leugnete trotz gegenteiliger Indizien einen rechtsradikalen Hintergrund und behauptete man habe das Problem im Griff. 

Nach den Vorfällen in Halle haben sich spontan in vielen Städten Mahnwachen gebildet. Das ist sehr zu begrüßen, denn zunächst einmal bedeutet dies, den betroffenen Bevölkerungsgruppen Unterstützung und Beistand angedeihen zu lassen und ihnen zu zeigen, dass sie nicht allein sind. Das ist sehr schön und bietet den Betroffenen ein Gefühl des Sich-Aufgehoben-Fühlens.

Solche begrüßenswerten Aktionen verkommen jedoch schnell zu bloßer Symbolpolitik und folgenlosen Lippenbekenntnissen, wenn sich nicht substanziell im Politischen etwas verändert.

Wie oft haben wir es in den letzten Jahren erleben müssen, dass Programme gegen Rassismus finanziell zusammengestrichen wurden, Aufklärung an Schulen immer weiter zurückgedrängt wurde, Aussteigerprogramme für Mitglieder der rechten Szene teilweise Kürzungen oder Streichungen erlebt haben. Auch die finanziellen Möglichkeiten für Jugendliche, sich hautnah mit den Themen Antisemitismus und Rassismus durch Fahrten in Konzentrations- und Vernichtungslager zu befassen, sind beschränkt. In Schulen findet teilweise kein Geschichtsunterricht  mehr statt. In einem Land wie Deutschland, in dem durch das Dritte Reich allein sechs Millionen Juden und weitere ca. sieben Millionen aus anderen Opfergruppen wie Sinti, Roma, Kommunisten, Sozialisten, Homosexuelle ermordet worden sind und Deutschland mit dem zweiten Weltkrieg  einen rassisch begründeten völkerrechtswidrigen Vernichtungskrieg vom Zaun gebrochen hat, der ca. 26 Millionen Menschen aus der Sowjetunion das Leben gekostet hat und der ca. 60 Millionen Tote insgesamt produziert hat, ist das gerade zu kriminell und nicht mehr nachvollziehbar.

Was man auch feststellen muss ist, dass der gesellschaftliche Diskurs, teilweise betrieben durch die Politik, zunehmend verroht. Der Umgang Europas mit Flüchtlingen ist menschenverachtend und zutiefst beschämend und man betreibt  mit Frontex „Flüchtlingsabwehr“, wie Bundeskanzlerin Merkel das genannt hat. 

Faschismus, Antisemitismus und Rassismus gedeihen nicht im luftleeren Raum. Seit Jahrzehnten herrscht in Deutschland eine immer weiter um sich greifende Atmosphäre des Jeder gegen Jeden. Es wird immer offensichtlicher, dass die vorherrschende Wirtschaftsideologie im Kern zutiefst inhuman ist. Der Mensch wird auf seine Nützlichkeit für die Gesellschaft reduziert.

Hat wirklich irgendjemand geglaubt, dass solche sozialdarwinistischen Modelle das sonstige gesellschaftliche Klima unberührt lassen würden? Hat irgendjemand geglaubt, dass aus solchen unterkühlten, eisigen Verhältnissen warmherzige Menschen hervorgehen werden? Ein Mensch, der keine Liebe und keine Wertschätzung erfährt, wird im besten Fall zum Hyper-Egoisten, die weniger Glücklichen verstummen und werden depressiv oder sie verrohen und radikalisieren sich. 

In solch einem Klima gedeihen Hass und rechter Extremismus und „Zeitungen“ wie die BILD, tun ihr Übriges, die Hetze zu verbreiten auf „faule Griechen“, „Sozialschmarotzer“ und „kriminelle Flüchtlinge“.

Faschisten und Rassisten kommen nicht als solche auf die Welt. Sie gedeihen auf einem Nährboden aus Armut, Ausgrenzung, wirtschaftlicher Perspektivlosigkeit und Angst.

Erst, wenn wir wieder anfangen zu begreifen, dass ein Mensch, gleich welcher Religion, welcher ethnischen Zugehörigkeit, welcher Nationalität ein Wert an sich ist, kann diese Gesellschaft wieder gesunden.

Sonst bleiben all die gutgemeinten Mahnwachen und Demonstrationen gegen Rassismus hohle Rituale, die den Mächtigen nicht wehtun und das System nicht in Frage stellen.

Es wird Zeit, gegen den vorherrschenden, zutiefst antihumanistischen Zeitgeist anzugehen und die Ideen der Aufklärung und der politischen Alternativen wieder in den Mittelpunkt zu stellen. Es wird Zeit, den geistigen Brandstiftern, zum Teil auch aus den vermeintlich bürgerlichen Parteien, das Handwerk zu legen. Das setzt jedoch voraus, dass sich die im Ungefähren wabernde „Mitte“ ihrer Verantwortung für die politischen Verhältnisse in Deutschland und der Welt bewusst wird.

Erst dann können Menschen in Deutschland wieder ohne Angst leben.

Nach den Vorfällen in Halle fühlte sich selbst Horst Seehofer, der mit dazu beigetragen hat, dass die Grenzen des Sagbaren nach rechts verschoben wurden,  dazu bemüßigt zuzugeben, dass wir ein Problem mit rechtsradikaler Gewalt haben. Anstatt jetzt massiv Geld in Präventionsmaßnahmen zu stecken, soll nur wieder der sogenannte Sicherheitsbereich aufgebläht werden. Das heißt, es werden wieder mehr Gelder zu den Geheimdiensten und zum Verfassungsschutz verschoben, die derartige Vorfälle seltsamerweise nicht verhindert haben, die  privatisierte Zensur wird verschärft. Facebook und Co. sollen  justitiable Inhalte melden, jedoch gibt es dadurch noch keine einzige Richterstelle mehr und auch die Staatsanwaltschaften kommen mit ihrer Arbeit nicht mehr nach. Dieser wirre, irrlichternde  Aktionismus bringt nichts, solange sich nicht die Verhältnisse ändern auf denen Rechtsradikalismus gedeiht. Der Ausbau des Überwachungsstaates wird den nächsten Anschlag nicht verhindern. Es gilt weiterhin das Diktum Max Horkheimers von 1939: „Wer vom Kapitalismus nicht reden will, der sollte vom Faschismus schweigen.“

Bettina Angela Peipe

31.10.2019 

Es gilt das gesprochene Wort.

